
BUNDESGERICHTSHOF

III ZR 198/84 BESCHLUSS
in dem Rechtsstreit

Fa. F B - F H B - i M B B  GmbH, 
vertreten durch den Geschäftsführer Gustav Pfeiffer, m  NA-UM/1

Klägerin und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. H H H i  und

F. M  -

g e g e n

die Stadt Hl 
vertreten durch den Oberbürgermeister, 

istraße

- Prozeßbevollmächtigte:
Beklagte und Revisionsbeklagte, 
Rechtsanwälte Dr. ■ ■ ■ M  und
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn und die 
Richter Kroner, Boujong, Dr. Engelhardt und Dr. Y/erp 
am 50. Hai 1985
gemäß § 554 b Abs. 1 ZPO in der Auslegung durch das 
Bundesverfassungsgericht (Beschluß vom 11. Juni 1980 
- 1 PBvU 1/79 - NJW 1981, 39)

beschlossen:

Die Revision der Klägerin gegen 
das Urteil des 7. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Stuttgart vom 
20. September 1984 - 7 U 68/84 - 
wird nicht angenommen.

Die Klägerin trägt die Kosten des 
Revisionsverfahrens (§97 Abs. 1 
ZPO).

Streitwert: 200.000 DM.

G r ü n d e  :

Die Revision wirft keine Fragen von grundsätzlicher 
Bedeutung auf (§ 554 b ZPO). Sie hat auch keine Aussicht 
auf Erfolg (BVerfGE 54, 277).

1. Zum Inhalt und Umfang der Amtspflichten, die den 
Bediensteten der Baugenehmigungsbehörde gegenüber dem­
jenigen obliegen, der einen Antrag auf Baugenehmigung
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oder auf Befreiung von Festsetzungen eines Bebauungs­
planes stellt, hat der Senat in zahlreichen Entschei­
dungen Stellung genommen (vgl. u.a. Senatsurteile vom 
8. Mai 1980 - III ZR 27/78 = VersR 1980, 847 und vom 
25. November 1982 - III ZR 55/81 = VersR 1983, 239; 
vgl. auch Senatsbeschluß vom 27. Oktober 1983 - III ZR 
100/82 = VersR 1984, 142). Auch die hier weiter ent­
scheidungserhebliche Frage der Kausalität einer Amts­
pflichtverletzung bei Ermessenshandlungen bedarf kei­
ner grundsätzlichen Klärung. Nach der Rechtsprechung 
des Senats ist bei fehlerhaften Ermessenshandlungen 
darauf abzustellen, wie die Behörde bei fehlerfreiem 
Vorgehen entschieden hätte (vgl. Senatsurteile vom 
23. Februar 1959 - III ZR 77/58 = VersR 1959, 453; vom 
30. April 1959 - III ZR 4/58 = VersR 1959, 618; vom 
11. Juni 1981 - III ZR 34/80 = VersR 1981, 851 und vom 
7. Februar 1985 - III ZR 212/83 -). Ein Schadensersatz­
anspruch kommt deshalb nur in Betracht, wenn feststeht, daß 
bei richtiger Handhabung des Ermessens der Schaden nicht 
eingetreten wäre (Senatsurteil vom 7. Februar 1985
- III ZR 212/83 und Senatsbeschluß vom 21. Januar 1982
- III ZR 37/81 = VersR 1982, 275).

Die Revision bietet keinen Anlaß, diese Rechtspre­
chung fortzuentwickeln.

2. Das Berufungsgericht ist der Auffassung, der Kläge­
rin stehe ein Schadensersatzanspruch wegen Amtspflicht­
verletzung deshalb nicht zu, weil es an der erforderli­
chen Kausalität zwischen dem rechtswidrigen Verhalten 
der Beklagten und den von der Klägerin behaupteten Ver-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  I*  -

zögerungsschaden fehle. Dies läßt Rechtsfehler nicht 
erkennen.

a) Selbst wenn die Verweigerung des gemeindlichen 
Einvernehmens nach § 36 BBauG und demzufolge auch die 
darauf gestützte Ablehnung des Baugenehmigungsantrags 
des Rechtsvorgängers der Klägerin rechtswidrig waren, 
ergibt sich daraus kein Anspruch auf Erteilung einer 
Baugenehmigung; denn unstreitig konnten die durch § 69 
LBauO vorgeschriebenen Stellplätze nicht in der erfor­
derlichen Zahl nachgewiesen werden.

b) Die Zustimmung zu einer Ablösung der Stellplatz­
verpflichtung nach § 69 LBauO stand im Ermessen der Be­
klagten. Sie war rechtlich nicht gehindert, die Ablösung 
für das Vorhaben abzulehnen, obwohl dieses bebauungs­
rechtlich zulässig war. Denn das Bebauungsrecht hindert 
die Gemeinde nicht, für bestimmte Stadtteile, z.B. für 
Innenstadtbereiche, eine NutzungsStruktur anzustreben, 
die mit den Mitteln des Bebauungsrechts allein nicht 
durchsetzbar wäre, und dabei auch in ihrem Ermessen ste­
hende Instrumente so einzusetzen, daß eine solche Ent­
wicklung gefördert, jedenfalls nicht gestört oder ge­
fährdet wird (BVerwG Beschluß vom 27. September 1983
- BVerwG 4 B 122.83 = BRS 40 Nr. 146). Andere Gesichts­
punkte, die ein Beharren auf der Erfüllung der Stell- 
platzverpflichtung als ermessensfehlerhaft erscheinen 
ließen, sind nicht vorgetragen.

c) Welches Ergebnis eine fehlerfreie Ausübung des 
der Beklagten eingeräumten Ermessens gehabt hätte, steht 
nicht fest. Insbesondere aus der nachträglichen Ertei-
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lung der beantragten Genehmigung läßt sich nicht schlie­
ßen, daß bei fehlerfreier Ermessensausübung ein Schaden 
der Klägerin oder ihres Rechtsvorgängers vermieden wor­
den wäre. Denn die Erteilung der Genehmigung leidet 
ihrerseits an einem Ermessensfehler. Nach dem insoweit 
übereinstimmenden Vortrag der Parteien waren die ent­
scheidenden Organe der Beklagten sich bei der Erteilung 
der Genehmigung vom 7. März 1983 nicht des ihnen zuste­
henden Ermessensspielraums bewußt. Sie gingen vielmehr 
davon aus, zum Einverständnis mit der Ablösung der Stell­
platzverpflichtung und zur Erteilung der beantragten Ge­
nehmigung verpflichtet zu sein. Da auch eine Behörde, 
die von ihrem Ermessen in der irrigen Annahme rechtli­
chen Gebundenseins keinen Gebrauch macht, ihr Ermessen 
nicht im Sinne des Gesetzes ausübt, läßt die Erteilung 
der Genehmigung keinen Schluß auf das Ergebnis einer 
fehlerfreien Ermessensbetätigung zu. Andererseits hat 
die Beklagte die (rechtswidrige) Versagung der Bauge­
nehmigung letztlich gerade auf die Tatsachen gestützt, die 
sie bei fehlerfreier Ermessensausübung ebenfalls zum 
Nachteil der Klägerin hätte berücksichtigen dürfen; das 
spricht dafür, daß auch eine fehlerfreie Ermessensaus­
übung kein für die Klägerin günstigeres Ergebnis gehabt 
hätte.
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Die erforderliche Kausalität zwischen Amtspflicht- 
Verletzung und - unterstelltem - Schaden läßt sich daher 
nicht feststellen.

Krohn Kroner Boujong
Engelhardt Werp


	BUNDESGERICHTSHOF

	BESCHLUSS

	- 5 -

	— 6 -




